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Teil 2: Fondsvertrag 

I. Grundlagen 
 

§ 1 Bezeichnung; Firma und Sitz von Fondsleitung und De-

potbank 

1. Unter der Bezeichnung „Suisse Romande Property Fund“ 

besteht ein vertraglicher Anlagefonds der Art „Immobili-

enfonds“ (im Folgenden „Fonds“, „Anlagefonds“ oder „Im-

mobilienfonds“) im Sinne von Art. 25 ff. i. V. m. Art. 58 ff. 

des Bundesgesetzes über die kollektiven Kapitalanlagen 

vom 23. Juni 2006 (KAG). 

2. Fondsleitung ist JSS Real Estate Management AG, mit Sitz 

in Genf. 

3. Depotbank ist die Bank J. Safra Sarasin AG mit Sitz in Ba-

sel (im Folgenden BJSS). 

4. Die BJSS und/oder eine andere Bank oder ein Effekten-

händler mit Sitz oder Niederlassung in der Schweiz nimmt 

dabei für den Fonds die Funktion eines Market Makers 

wahr. Es können auch mehrere Market Maker ernannt 

werden. Der oder die Market Maker sind im Prospekt be-

nannt. 

5. Die Anlageentscheidungen werden nicht delegiert. 

6. Die FINMA hat auf Anfrage der Fondsleitung und der De-

potbank sowie im Einklang mit Art. 78 Abs. 4 KAG diesen 

Anlagefonds von der Pflicht zur Einzahlung der Anteile 

durch die Anleger in bar befreit. 

 

II. Rechte und Pflichten der Vertragsparteien 
 

§ 2 Fondsvertrag 

Die Rechtsbeziehungen zwischen Anlegern  einerseits und 

Fondsleitung sowie Depotbank andererseits werden durch den 

vorliegenden Fondsvertrag und die einschlägigen gesetzlichen 

Bestimmungen der Kollektivanlagengesetzgebung geordnet. 

 

§ 3 Fondsleitung 

1. Die Fondsleitung verwaltet den Immobilienfonds für 

Rechnung der Anleger selbstständig und in eigenem Na-

men. Sie entscheidet insbesondere über die Ausgabe von 

Anteilen, die Anlagen und deren Bewertung. Sie berech-

net den Nettoinventarwert und setzt Ausgabe- und Rück-

nahmepreise sowie Gewinnausschüttungen fest. Sie 

macht alle zum Immobilienfonds gehörenden Rechte gel-

tend. 

2. Die Fondsleitung und ihre Beauftragten unterliegen der 

Treue-, Sorgfalts- und Informationspflicht. Sie handeln 

unabhängig und wahren ausschliesslich der Interessen 

der Anleger. Sie treffen die organisatorischen Massnah-

men, die für eine einwandfreie Geschäftstätigkeit erfor-

derlich sind. Sie legen Rechenschaft über die von ihnen 

verwalteten kollektiven Kapitalanlagen ab, informieren 

über sämtliche den Anlegern direkt oder indirekt belaste-

ten Gebühren und Kosten sowie über Vergütungen von 

Dritten, insbesondere Kommissionen, Rabatte oder sons-

tige vermögenswerte Vorteile. 

3. Die Fondsleitung darf Anlageentscheide sowie Teilaufga-

ben Dritten übertragen, soweit dies im Interesse einer 

sachgerechten Verwaltung liegt. Sie beauftragt aus-

schliesslich Personen, die über die für die Ausführung die-

ser Tätigkeit notwendigen Fähigkeiten, Kenntnisse und 

Erfahrungen sowie über die erforderlichen Bewilligungen 

verfügen. Sie instruiert und überwacht die beigezogenen 

Dritten sorgfältig. Anlageentscheidungen dürfen nur an 

Vermögensverwalter übertragen werden, die über die er-

forderliche Bewilligung verfügen. 

Die Fondsleitung bleibt für die Erfüllung der aufsichts-

rechtlichen Pflichten verantwortlich und wahrt bei der 

Übertragung von Aufgaben die Interessen der Anleger. 

Für Handlungen der Personen, denen die Fondsleitung 

Aufgaben übertragen hat, haftet sie wie für eigenes Han-

deln. 

4. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank 

eine Änderung dieses Fondsvertrags bei der Aufsichtsbe-

hörde zur Genehmigung einreichen (siehe § 27). 

5. Die Fondsleitung kann den Immobilienfonds mit anderen 

Immobilienfonds gemäss den Bestimmungen von § 24 

vereinigen oder gemäss den Bestimmungen von § 26 auf-

lösen. 

6. Die Fondsleitung stellt sicher, dass der oder die Market 

Maker gemäss einen regelmässigen ausserbörslichen 

oder börslichen Handel aller Anteilsklassen der Teilver-

mögen mindestens jede Woche betreibt. 

7. Die Fondsleitung kann Informationen oder Anweisungen 

bezüglich des Inventarwertes oder der Entwicklung des 

Fondsvermögens oder ähnlicher Informationen nur unter 

der Bedingung an Market Maker weitergeben, dass diese 

Anweisungen gleichzeitig Anlegern zur Verfügung gestellt 

werden. 

8. Die Fondsleitung hat Anspruch auf die in den § 18 und 19 

vorgesehenen Vergütungen, auf Befreiung von den Ver-

bindlichkeiten, die sie in richtiger Erfüllung ihrer Aufgaben 
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eingegangen ist, und auf Ersatz der Aufwendungen, die 

sie zur Erfüllung dieser Verbindlichkeiten gemacht hat. 

9. Die Fondsleitung haftet dem Anleger dafür, dass die Im-

mobiliengesellschaften, die zum Immobilienfonds gehö-

ren, die Vorschriften des KAG und des Fondsvertrags ein-

halten. 

10. Die Fondsleitung sowie deren Beauftragte und die ihnen 

nahe stehenden natürlichen und juristischen Personen 

dürfen vom Immobilienfonds keine Immobilienwerte 

übernehmen oder ihm abtreten. 

Die Aufsichtsbehörde kann in begründeten Einzelfällen 

Ausnahmen vom Verbot von Transaktionen mit naheste-

henden Personen bewilligen, wenn die Ausnahme im In-

teresse der Anleger ist und zusätzlich zur Schätzung der 

ständigen Schätzungsexperten des Immobilienfonds ein 

von diesen beziehungsweise deren Arbeitgeber und von 

der Fondsleitung sowie der Depotbank des Immobilien-

fonds unabhängiger Schätzungsexperte die Marktkonfor-

mität des Kaufs- und Verkaufspreises des Immobilienwer-

tes sowie der Transaktionskosten bestätigt. 

Nach Abschluss der Transaktion erstellt die Fondsleitung 

einen Bericht mit Angaben zu den einzelnen übernomme-

nen oder abgetretenen Immobilienwerten und deren Wert 

am Stichtag der Übernahme oder Abtretung, mit dem 

Schätzungsbericht sowie dem Bericht der ständigen 

Schätzungsexperten über die Marktkonformität des 

Kaufs- oder Verkaufspreises im Sinne von Art. 32 Abs. 1 

Bst. c KKV. 

Die Prüfgesellschaft bestätigt im Rahmen ihrer Prüfung 

der Fondsleitung bzw. der SICAV die Einhaltung der be-

sonderen Treuepflicht bei Immobilienanlagen. 

Die Fondsleitung erwähnt im Jahresbericht des Immobili-

enfonds die bewilligten Geschäfte mit nahestehenden 

Personen. 

 

§ 4 Depotbank  

1. Die Depotbank bewahrt das Fondsvermögen auf, insbe-

sondere die unbelehnten Schuldbriefe sowie die Aktien 

der Immobiliengesellschaften. Sie besorgt die Ausgabe 

und Rücknahme der Fondsanteile sowie den Zahlungs-

verkehr für den Immobilienfonds. Für die laufende Verwal-

tung von Immobilienwerten kann sie Konten von Dritten 

führen lassen. 

2. Die Depotbank gewährleistet, dass ihr bei Geschäften, die 

sich auf das Vermögen des Immobilienfonds beziehen, 

der Gegenwert innert den üblichen Fristen übertragen 

wird. Sie benachrichtigt die Fondsleitung, falls der Gegen-

wert nicht innert der üblichen Frist erstattet wird, und for-

dert von der Gegenpartei Ersatz für den betroffenen Ver-

mögenswert, sofern dies möglich ist. 

3. Die Depotbank führt die erforderlichen Aufzeichnungen 

und Konten so, dass sie jederzeit die verwahrten Vermö-

gensgegenstände der einzelnen Anlagefonds voneinan-

der unterscheiden kann. 

Die Depotbank prüft bei Vermögensgegenständen, die 

nicht in Verwahrung genommen werden können, das Ei-

gentum der Fondsleitung und führt darüber Aufzeichnun-

gen. 

4. Die Depotbank und ihre Beauftragten unterliegen der 

Treue-, Sorgfalts- und Informationspflicht. Sie handeln 

unabhängig und wahren ausschliesslich der Interessen 

der Anleger. Sie treffen die organisatorischen Massnah-

men, die für eine einwandfreie Geschäftstätigkeit erfor-

derlich sind. Sie legen Rechenschaft über die von ihnen 

verwahrten kollektiven Anlagen ab und informieren über 

sämtliche den Anlegern direkt oder indirekt belasteten 

Gebühren und Kosten sowie über Vergütungen von Drit-

ten, insbesondere Kommissionen, Rabatte oder sonstige 

vermögenswerte Vorteile. 

5. Die Depotbank kann die Aufbewahrung des Fondsvermö-

gens Dritt- und Sammelverwahrern im In- oder Ausland 

übertragen, soweit dies im Interesse einer sachgerechten 

Verwahrung liegt. 

Sie sorgt dafür, dass der Dritte oder der Sammelverwah-

rer, den sie beauftragt hat: 

a) über eine angemessene Betriebsorganisation, fi-

nanzielle Garantien und die fachlichen Qualifikatio-

nen verfügt, die für die Art und die Komplexität der 

Vermögensgegenstände, die ihm anvertraut wur-

den, erforderlich sind; 

b) einer regelmässigen externen Prüfung unterzogen 

und damit sichergestellt wird, dass sich die Finan-

zinstrumente in seinem Besitz befinden; 

c) die von der Depotbank erhaltenen Vermögensge-

genstände so verwahrt, dass sie von ihr durch regel-

mässige Bestandsabgleiche zwischen dem Portfolio 

und den Konten zu jeder Zeit eindeutig als zum 

Fondsvermögen gehörend identifiziert werden kön-

nen; 

d) die für die Depotbank geltenden Vorschriften hin-

sichtlich der Wahrnehmung ihrer delegierten Aufga-

ben und der Vermeidung von Interessenkollisionen 

einhält. 

Die Depotbank haftet für den durch den Beauftrag-

ten verursachten Schaden, sofern sie nicht nach-

weisen kann, dass sie bei der Auswahl, Instruktion 

und Überwachung die nach den Umständen gebo-

tene Sorgfalt angewendet hat. Der Prospekt enthält 

Ausführungen zu den mit der Übertragung der Ver-

wahrung an einen Dritten und einen Sammelver-

wahrer verbundenen Risiken. 

Für Finanzinstrumente darf die Übertragung im Sinne 

des vorstehenden Absatzes nur an beaufsichtigte 

Dritt- oder Sammelverwahrer erfolgen. Davon ausge-

nommen ist die zwingende Verwahrung an einem Ort, 

an dem die Übertragung an beaufsichtigte Dritt- oder 

Sammelverwahrer nicht möglich ist, wie insbeson-

dere aufgrund zwingender Rechtsvorschriften oder 

der Modalitäten des Anlageprodukts. Die Anleger sind 
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im Prospekt über die Aufbewahrung durch nicht be-

aufsichtigte Dritt- oder Zentralverwahrer zu informie-

ren. 

6. Die Depotbank sorgt dafür, dass die Fondsleitung das Ge-

setz und den Fondsvertrag beachtet. Sie prüft, ob die Be-

rechnung des Nettoinventarwertes und der Ausgabe- und 

Rücknahmepreise der Anteile sowie die Anlageent-

scheide Gesetz und Fondsvertrag entsprechen und ob 

das Ergebnis nach Massgabe des Fondsvertrags verwen-

det wird. Für die Auswahl der Anlagen, welche die Fond-

leistung im Rahmen der Anlagevorschriften trifft, ist die 

Depotbank nicht verantwortlich. 

7. Die Depotbank hat Anspruch auf die in den § 18 und 19 

vorgesehenen Vergütungen, auf Befreiung von den Ver-

bindlichkeiten, die sie in richtiger Erfüllung ihrer Aufga-

ben eingegangen ist, und auf Ersatz der Aufwendungen, 

die sie zur Erfüllung dieser Verbindlichkeiten gemacht 

hat. 

8. Die Depotbank sowie deren Beauftragte und die ihnen 

nahe stehenden natürlichen und juristischen Personen 

dürfen von diesem Immobilienfonds keine Immobilien-

werte übernehmen oder ihm abtreten. 

Die Aufsichtsbehörde kann in begründeten Einzelfällen 

Ausnahmen vom Verbot von Transaktionen mit naheste-

henden Personen bewilligen, wenn die Ausnahme im In-

teresse der Anleger ist und zusätzlich zur Schätzung der 

ständigen Experten des Immobilienfonds ein von diesen 

beziehungsweise deren Arbeitgeber und von der Fondslei-

tung sowie der Depotbank des Immobilienfonds unab-

hängiger Schätzungsexperte die Marktkonformität des 

Kaufs- und Verkaufspreises des Immobilienwertes sowie 

der Transaktionskosten bestätigt. 

Die Prüfgesellschaft bestätigt im Rahmen ihrer Prüfung 

der Fondsleitung oder der SICAV die Einhaltung der be-

sonderen Treuepflicht bei Immobilienanlagen. 

 

§ 5 Anleger 

1. Der Kreis der Anleger ist nicht beschränkt. 

2. Die Anleger erwerben mit Vertragsabschluss und der Ein-

zahlung in bar eine Forderung gegen die Fondsleitung auf 

Beteiligung am Vermögen und am Ertrag des Immobilien-

fonds im Umfang der erworbenen Anteile. Anstatt der Bar-

zahlung kann eine Sacheinlage entsprechend § 17 Ziff. 8 

auf Anfrage des Anlegers und mit der Anerkennung der 

Fondsleitung realisiert sein. Die Forderung der Anleger ist 

in Anteilen begründet. 

3. Die Anleger sind nur zur Einzahlung des Gegenwerts des 

von ihnen gezeichneten Anteils in den Immobilienfonds 

verpflichtet. Ihre persönliche Haftung für Verbindlichkei-

ten des Immobilienfonds ist ausgeschlossen. 

4. Die Anleger erhalten bei der Fondsleitung jederzeit die er-

forderlichen Auskünfte über die Grundlagen für die Be-

rechnung des Nettoinventarwertes pro Anteil. Machen die 

Anleger ein Interesse an näheren Angaben über einzelne 

Geschäfte der Fondsleitung wie die Ausübung von Teilha-

ber- und Gläubigerrechten, das Risikomanagement oder 

Sacheinlagen geltend, so erteilt ihnen die Fondsleitung 

auch darüber jederzeit Auskunft. Die Anleger können 

beim Gericht am Sitz der Fondsleitung verlangen, dass die 

Prüfgesellschaft oder eine andere sachverständige Per-

son den abklärungsbedürftigen Sachverhalt untersucht 

und ihnen darüber Bericht erstattet. 

5. Die Anleger können den Fondsvertrag jeweils auf das 

Ende eines Geschäftsjahres unter Einhaltung einer Kün-

digungsfrist von 12 Monaten kündigen und die Auszah-

lung ihres Anteils am Immobilienfonds in bar verlangen. 

Die Fondsleitung kann unter bestimmten Bedingungen 

die während eines Geschäftsjahres gekündigten Anteile 

nach Abschluss desselben vorzeitig zurückzahlen (vgl. § 

17 Ziff. 2). 

Die ordentliche wie auch die vorzeitige Rückzahlung erfol-

gen innerhalb von vier Monaten nach Abschluss des Ge-

schäftsjahres. 

6. Die Anleger sind verpflichtet, der Fondsleitung und/oder 

der Depotbank und ihren Beauftragten gegenüber auf 

Verlangen nachzuweisen, dass sie die gesetzlichen oder 

vertraglichen Voraussetzungen für die Beteiligung an ei-

nem Teilvermögen oder einer Anteilsklasse des Immobili-

enfonds erfüllen bzw. nach wie vor erfüllen. Überdies sind 

sie verpflichtet, die Depotbank, die Fondsleitung und de-

ren Beauftragte umgehend zu informieren, sobald sie 

diese Voraussetzungen nicht mehr erfüllen. 

7. Die Anteile eines Anlegers müssen durch die Fondsleitung 

in Zusammenarbeit mit der Depotbank zum jeweiligen 

Rücknahmepreis zwangsweise zurückgenommen wer-

den, wenn: 

a) dies zur Wahrung des Rufes des Finanzplatzes, na-

mentlich zur Bekämpfung der Geldwäscherei erfor-

derlich ist; 

b) der Anleger die gesetzlichen, aufsichtsrechtlichen, 

vertraglichen oder satzungsmässigen Vorausset-

zungen zur Teilnahme an diesem Immobilienfonds 

nicht mehr erfüllt. 

8. Zusätzlich können die Anteile eines Anlegers durch die 

Fondsleitung in Zusammenarbeit mit der Depotbank zum 

jeweiligen Rücknahmepreis zwangsweise zurückgenom-

men werden, wenn: 

a) die Beteiligung des Anlegers am Immobilienfonds 

geeignet ist, die wirtschaftlichen Interessen der üb-

rigen Anleger massgeblich zu beeinträchtigen, ins-

besondere wenn die Beteiligung steuerliche Nach-

teile für den Immobilienfonds im In- oder Ausland 

zeitigen kann; 

b) Anleger ihre Anteile in Verletzung von Bestimmun-

gen eines auf sie anwendbaren in- oder ausländi-

schen Gesetzes, dieses Fondsvertrags oder des 

Prospekts erworben haben oder halten; 

c) die wirtschaftlichen Interessen der Anleger beein-

trächtigt werden, insbesondere in Fällen, wo be-

stimmte Anleger durch systematische Zeichnungen 

und unmittelbar darauf folgende Rücknahmen Ver-
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mögensvorteile zu erzielen versuchen, indem sie vo-

rübergehende Abweichungen zwischen der Festle-

gung der Schlusskurse und der Bewertung des 

Fondsvermögens ausnutzen (Market Timing). 

§ 6 Anteile und Anteilsklassen 

1. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank und 

Genehmigung der Aufsichtsbehörde jederzeit verschie-

dene Anteilsklassen schaffen, aufheben oder vereinigen. 

Alle Anteilsklassen berechtigen zur Beteiligung am unge-

teilten Fondsvermögen, welches nicht segmentiert ist. 

Diese Beteiligung kann aufgrund klassenspezifischer Kos-

tenbelastungen oder Ausschüttungen unterschiedlich aus-

fallen und die verschiedenen Anteilsklassen können des-

halb einen unterschiedlichen Nettoinventarwert pro Anteil 

aufweisen. Für klassenspezifische Kostenbelastungen haf-

tet das Vermögen des Immobilienfonds als Ganzes. 

2. Die Schaffung, Aufhebung oder Vereinigung von Anteils-

klassen wird im Publikationsorgan bekannt gemacht. Nur 

die Vereinigung gilt als Änderung des Fondsvertrags im 

Sinne von § 27. 

3. Die verschiedenen Anteilsklassen können sich nament-

lich hinsichtlich Kostenstruktur, Referenzwährung, Wäh-

rungsabsicherung, Ausschüttung oder Thesaurierung der 

Erträge, Mindestanlage sowie Anlegerkreis unterschei-

den. Vergütungen und Kosten werden nur derjenigen An-

teilsklasse belastet, der eine bestimmte Leistung zu-

kommt. Vergütungen und Kosten, die nicht eindeutig ei-

nem Teilvermögen zugeordnet werden können, werden 

den einzelnen Teilvermögen im Verhältnis zur Beteiligung 

am Fondsvermögen belastet. 

4. Der Immobilienfonds ist nicht in Anteilsklassen unter-

teilt. 

5. Die Anteile werden nicht in Form von Wertpapieren aus-

gegeben, sondern als Inhaberanteile ohne Verbriefung 

verbucht. Der Anleger ist nicht berechtigt, die Aushändi-

gung eines auf den Namen oder auf den Inhaber lauten-

den Anteilscheines zu verlangen. 

III. Richtlinien der Anlagepolitik 
A. ANLAGEGRUNDSÄTZE 

 

§ 7 Einhaltung der Anlagevorschriften 

1. Bei der Auswahl der Anlagen beachtet die Fondsleitung im 

Sinne einer ausgewogenen Risikoverteilung die nachfol-

gend aufgeführten Grundsätze und prozentualen Be-

schränkungen. Diese beziehen sich auf das Fondsvermö-

gen zu Verkehrswerten und sind ständig einzuhalten. Der 

Immobilienfonds muss die Anlagebeschränkungen zwei 

Jahre nach Ablauf der Zeichnungsfrist (Lancierung) erfül-

len. 

2. Werden die Beschränkungen durch Marktveränderungen 

überschritten, so müssen die Anlagen unter Wahrung der 

Interessen der Anleger innerhalb einer angemessenen 

Frist auf das zulässige Mass zurückgeführt werden. Wer-

den die Anlagevorschriften aktiv verletzt, namentlich 

durch Käufe oder Verkäufe, so müssen die Anlagen unver-

züglich auf das zulässige Mass zurückgeführt werden. 

Wird den Anlegerinnen und Anlegern ein aufgrund eines 

solchen aktiven Anlage-verstosses entstandener Scha-

den nicht ersetzt, so ist der Anlageverstoss der Prüfgesell-

schaft unverzüglich mitzuteilen und so rasch wie möglich 

in den Publikationsorganen zu veröffentlichen. Die Mittei-

lung und die Veröffentlichung müssen eine konkrete Um-

schreibung des Anlageverstosses und des für die Anlege-

rinnen und Anleger entstandenen Schadens umfassen. 

Im Jahresbericht wird über sämtliche aktiven Anlage-

verstösse Bericht erstattet. 

 

§ 8 Anlagepolitik 

1. Die Fondsleitung legt das Vermögen dieses Immobilien-

fonds in Immobilienwerten in der Schweiz an und achtet 

darauf, dass mindestens 80% des Fondsvermögens in der 

französischsprachigen Schweiz angelegt werden. Der 

Fonds ist direkter oder indirekter Eigentümer der verwal-

teten Immobilien. Die Risiken in Verbindung mit diesen 

Anlagen müssen im Prospekt veröffentlicht werden. 

2. Als Anlagen dieses Immobilienfonds erlaubt sind Anlagen 

in: 

a) Grundstücken einschliesslich Zugehör 

Als Grundstücke gelten: 

• Wohnbauten im Sinne von Liegenschaften, wel-

che Wohnzwecken dienen; 

• kommerziell genutzte Liegenschaften; 

• Bauten mit gemischter Nutzung; 

• Stockwerkeigentum; 

• Bauland (inkl. Abbruchobjekte) und angefan-

gene Bauten. Unbebaute Grundstücke müssen 

erschlossen und für eine umgehende Überbau-

ung geeignet sein sowie über eine rechtskräftige 

Baubewilligung für deren Überbauung verfügen. 

Mit der Ausführung der Bauarbeiten muss vor 

Ablauf der Gültigkeitsdauer der jeweiligen Bau-

bewilligung begonnen werden können; 

• Baurechtsgrundstücke (inkl. Bauten und Bau-

rechtsdienstbarkeiten). 

• Gewöhnliches Miteigentum an Grundstücken ist 

zulässig, sofern die Fondsleitung einen beherr-

schenden Einfluss ausüben kann, d. h. wenn sie 

über die Mehrheit der Miteigentumsanteile und 

Stimmen verfügt. 

b) Beteiligungen an und Forderungen gegen Immobili-

engesellschaften, deren Zweck einzig der Erwerb 

und Verkauf oder die Vermietung und Verpachtung 
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eigener Grundstücke ist, sofern mindestens zwei 

Drittel ihres Kapitals und der Stimmen im Immobili-

enfonds vereinigt sind. 

c) Anteilen an anderen Immobilienfonds (einschliess-

lich Real Estate Investment Trusts) sowie Immobili-

eninvestmentgesellschaften und -zertifikaten, die 

an einer Börse oder an einem anderen geregelten, 

dem Publikum offenstehenden Markt gehandelt 

werden. Die Fondsleitung darf unter Vorbehalt von § 

19 Anteile an Zielfonds erwerben, die unmittelbar 

oder mittelbar von ihr selbst oder von einer Gesell-

schaft verwaltet werden, mit der sie durch gemein-

same Verwaltung oder Beherrschung oder durch 

eine direkte oder indirekte Beteiligung verbunden 

ist. 

Die Grundstücke werden in das Grundbuch auf den 

Namen der Fondsleitung eingetragen, mit der An-

merkung, dass sie zum Immobilienfondsvermögen 

gehören. Dies gilt sinngemäss auch für Schuldbriefe 

und andere vertragliche Grundpfandrechte. 

3. Die Fondsleitung darf für Rechnung des Fonds Bauten er-

stellen lassen. Sie darf in diesem Fall für die Zeit der Vor-

bereitung, des Baus oder der Gebäudesanierung der Er-

tragsrechnung des Immobilienfonds für Bauland und an-

gefangene Bauten einen Bauzins zum marktüblichen Satz 

gutschreiben, sofern dadurch die Kosten den geschätzten 

Verkehrswert nicht übersteigen. 

4. Die Fondsleitung stellt eine den Anlagen, der Anlagepoli-

tik, der Risikoverteilung, dem Anlegerkreis und der Rück-

nahemfrequenz angemessene Liquidität des Immobilien-

fonds sicher (Liquiditätsmanagement). Der Prospekt re-

gelt die entsprechenden Einzelheiten. 

 

§ 9 Sicherstellung der Verbindlichkeiten und kurzfristig ver-

fügbare Mittel 

1. Die Fondsleitung muss zur Sicherstellung der Verbindlich-

keiten einen angemessenen Teil des Fondsvermögens in 

kurzfristigen festverzinslichen Effekten oder in anderen 

kurzfristig verfügbaren Mitteln halten. Sie darf diese Ef-

fekten und Mittel in der Rechnungseinheit des Immobili-

enfonds sowie in anderen Währungen, auf welche die Ver-

bindlichkeiten lauten, halten. 

2. Als Verbindlichkeiten gelten aufgenommene Kredite, Ver-

pflichtungen aus dem Geschäftsgang sowie sämtliche 

Verpflichtungen aus gekündigten Anteilen. 

3. Als kurzfristig festverzinsliche Effekten gelten Forde-

rungsrechte mit einer Laufzeit oder Restlaufzeit bis zu 12 

Monaten. 

4. Als kurzfristig verfügbare Mittel gelten Kasse, Bankgutha-

ben auf Sicht und Zeit mit Laufzeiten bis zu 12 Monaten 

sowie fest zugesagte Kreditlimiten einer Bank bis zu 10% 

des Nettofondsvermögens. Die Kreditlimiten sind der 

Höchstgrenze der zulässigen Verpfändung nach § 14 Ziff. 

2 anzurechnen. 

5. Zur Sicherstellung von bevorstehenden Bauvorhaben 

können festverzinsliche Effekten mit einer Laufzeit 

oder Restlaufzeit von bis zu 24 Monaten gehalten wer-

den. 

 

B.  ANLAGETECHNIKEN UND -INSTRUMENTE 

 

§ 10 Effektenleihe 

Die Fondsleitung tätigt keine Effektenleihgeschäfte. 

 

§ 11 Pensionsgeschäfte 

Die Fondsleitung tätigt keine Pensionsgeschäfte. 

 

§ 12 Derivate 

Die Fondsleitung darf Derivate nur zur Absicherung von Zins-, 

Kredit- und Marktrisiken einsetzen. 

 

§ 13 Aufnahme und Gewährung von Krediten 

1. Die Fondsleitung darf für Rechnung des Immobilien-

fonds keine Kredite gewähren, mit Ausnahme von For-

derungen gegen Immobiliengesellschaften des Immobi-

lienfonds, Schuldbriefe oder andere vertragliche Grund-

pfandrechte. 

2. Die Fondsleitung darf für Rechnung des Immobilienfonds 

Kredite aufnehmen. 

 

§ 14 Belastung der Grundstücke 

1. Die Fondsleitung darf Grundstücke verpfänden und die 

Pfandrechte zur Sicherung übereignen. 

2. Die Belastung aller Grundstücke darf jedoch im Durch-

schnitt ein Drittel des Verkehrswertes nicht übersteigen. 

Zur Wahrung der Liquidität kann die Belastung vorüber-

gehend und ausnahmsweise auf die Hälfte des Ver-

kehrswertes erhöht werden, sofern die Interessen der 

Anleger gewahrt bleiben. Die Prüfgesellschaft muss im 

Rahmen der Prüfung des Immobilienfonds dazu Stellung 

nehmen. 

 

C. ANLAGEBESCHRÄNKUNGEN 

 

§ 15 Risikoverteilung und deren Beschränkungen 

1. Die Anlagen sind nach Objekten, deren Nutzungsart, Alter, 

Bausubstanz und Lage zu verteilen. 

2. Anlagen sind auf mindestens zehn Grundstücke zu vertei-

len. Siedlungen, die nach den gleichen baulichen Grunds-

ätzen erstellt worden sind, sowie aneinandergrenzende 

Parzellen gelten als ein einziges Grundstück. 
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3. Der Verkehrswert eines Grundstücks darf nicht mehr als 

25% des Fondsvermögens betragen. 

4. Im Weiteren beachtet die Fondsleitung bei der Verfolgung 

der Anlagepolitik gemäss § 8 folgende Anlagebeschrän-

kungen bezogen auf das Fondsvermögen: 

a) Bauland (einschliesslich Abbruchobjekte) und ange-

fangene Bauten: bis höchstens 30%; 

b) Baurechtsgrundstücke: bis höchstens 30%; 

c) Schuldbriefe und andere vertragliche Grundpfand-

rechte: bis höchstens 10%; 

d) Anteile an anderen Immobilienfonds und Immobi-

lieninvestmentgesellschaften: bis höchstens 

20%; 

e) die oben unter Bst. a) und b) genannten Anlagen 

dürfen insgesamt 40% des Fondsvermögens nicht 

überschreiten.  

 

IV. Berechnung des Nettoinventarwertes, Ausgabe 
und Rücknahme von Anteilen und Schät-
zungsexperten 

 

§ 16 Berechnung des Nettoinventarwertes und Beizug von 

Schätzungsexperten 

1. Der Nettoinventarwert des Immobilienfonds wird zum Ver-

kehrswert auf Ende des Geschäftsjahres sowie bei jeder 

Ausgabe von Anteilen in Schweizer Franken berechnet. 

2. Die Fondsleitung lässt auf den Abschluss jedes Ge-

schäftsjahres sowie bei der Ausgabe von Anteilen den 

Verkehrswert der zum Immobilienfonds gehörenden Lie-

genschaften durch unabhängige Experten schätzen. 

Dazu beauftragt die Fondsleitung mit Genehmigung der 

Aufsichtsbehörde mindestens zwei natürliche oder eine 

juristische Person als unabhängige Schätzungsexper-

ten. Die Besichtigung der Liegenschaften durch die 

Schätzungsexperten ist mindestens alle drei Jahre zu 

wiederholen. 

Bei Erwerb/Veräusserung von Grundstücken lässt die 

Fondsleitung die Grundstücke vorgängig schätzen. Bei 

Verkäufen kann auf eine erneute Schätzung verzichtet 

werden, sofern die vorhandene Schätzung nicht älter als 

drei Monate ist und sich die Bedingungen nicht wesent-

lich geändert haben. 

3. An einer Börse oder an einem anderen geregelten, dem 

Publikum offen stehenden Markt gehandelte Anlagen 

sind mit den am Hauptmarkt bezahlten aktuellen Kursen 

zu bewerten. Andere Anlagen oder Anlagen, für die keine 

aktuellen Kurse verfügbar sind, sind mit dem Preis zu be-

werten, der bei sorgfältigem Verkauf zum Zeitpunkt der 

Schätzung wahrscheinlich erzielt würde. Die Fondsleitung 

wendet in diesem Fall zur Ermittlung des Verkehrswertes 

angemessene und in der Praxis anerkannte Bewertungs-

modelle und -grundsätze an. 

4. Offene kollektive Kapitalanlagen werden mit ihrem 

Rücknahmepreis bzw. Nettoinventarwert bewertet. Wer-

den sie regelmässig an einer Börse oder an einem ande-

ren geregelten, dem Publikum offenstehenden Markt ge-

handelt, so kann die Fondsleitung diese gemäss Ziff. 3 

bewerten. 

5. Der Wert von kurzfristigen, festverzinslichen Effekten, 

welche nicht an einer Börse oder an einem anderen gere-

gelten, dem Publikum offen stehenden Markt gehandelt 

werden, wird wie folgt bestimmt. Der Bewertungspreis sol-

cher Anlagen wird, ausgehend vom Nettoerwerbspreis, 

unter Konstanthaltung der daraus berechneten Anlager-

endite, sukzessiv dem Rückzahlungspreis angeglichen. 

Bei wesentlichen Änderungen der Marktbedingungen 

wird die Bewertungsgrundlage der einzelnen Anlagen der 

neuen Marktrendite angepasst. Dabei wird bei fehlendem 

aktuellem Marktpreis in der Regel auf die Bewertung von 

Geldmarktinstrumenten mit gleichen Merkmalen (Quali-

tät und Sitz des Emittenten, Ausgabewährung, Laufzeit) 

abgestellt. 

6. Bankguthaben werden mit ihrem Forderungsbetrag plus 

aufgelaufene Zinsen bewertet. Bei wesentlichen Änderun-

gen der Marktbedingungen oder der Bonität wird die Be-

wertungsgrundlage für Bankguthaben auf Zeit den neuen 

Verhältnissen angepasst. 

7. Die Bewertung der Grundstücke für den Immobilienfonds 

erfolgt nach der aktuellen Richtlinie der Asset Manage-

ment Association Switzerland für die Immobilienfonds. 

8. Die Bewertung von Baugrundstücken und angefangenen 

Bauten erfolgt nach dem Prinzip des Verkehrswertes. Die 

Bewertung angefangener Bauten wird am Abschluss des 

Geschäftsjahres nach dem Prinzip des Verkehrswertes er-

folgen. 

9. Der Nettoinventarwert errechnet sich aus dem Verkehrs-

wert des Fondsvermögens, verringert um eventuelle Ver-

pflichtungen des Immobilienfonds sowie um Steuern, die 

bei einer eventuellen Liquidation des Fonds anfallen, ge-

teilt durch die Anzahl der im Umlauf befindlichen Anteile. 

Das Ergebnis wird auf CHF 0.01 gerundet. 

 

§ 17 Ausgabe und Rücknahme von Anteilen  

1. Die Ausgabe von Anteilen ist jederzeit möglich, sie darf je-

doch nur tranchenweise erfolgen. Die Fondsleitung bietet 

neue Anteile zuerst den bisherigen Anlegern an. 
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2. Die Rücknahme von Anteilen erfolgt in Übereinstimmung 

mit § 5 Ziff. 5. Die Fondsleitung kann die während eines 

Geschäftsjahres gekündigten Anteile nach Abschluss 

desselben vorzeitig zurückzahlen, wenn: 

a) der Anleger dies bei der Kündigung schriftlich verlangt; 

b) sämtliche Anleger, die eine vorzeitige Rückzahlung 

gewünscht haben, befriedigt werden können. 

Ferner stellt die Fondsleitung über eine Bank oder 

einen Effektenhändler einen regelmässigen börsli-

chen oder ausserbörslichen Handel der Immobilien-

fondsanteile sicher. Der Prospekt regelt die Einzel-

heiten. 

3. Der Ausgabe- und Rücknahmepreis der Anteile basiert 

auf dem Nettoinventarwert je Anteil, gemäss § 16. Bei 

der Ausgabe werden zum Nettoinventarwert der Anteile 

die Nebenkosten (Handänderungssteuern, Notariats-

kosten, Gebühren, marktkonforme Courtagen, Abga-

ben usw.), die dem Immobilienfonds im Durchschnitt 

aus der Anlage des einbezahlten Betrages erwachsen, 

zugeschlagen. Bei der Rücknahme werden vom Netto-

inventarwert die Nebenkosten, die dem Immobilien-

fonds im Durchschnitt aus dem Verkauf eines dem ge-

kündigten Anteil entsprechenden Teils der Anlagen er-

wachsen, abgezogen. Der effektiv angewandte Satz ist 

aus dem Prospekt ersichtlich. Ausserdem kann bei der 

Ausgabe und Rücknahme von Anteilen zum Nettoin-

ventarwert eine Ausgabekommission gemäss § 18 zu-

geschlagen resp. eine Rücknahmekommission gemäss 

§ 18 vom Nettoinventarwert abgezogen werden. 

4. Die Fondsleitung kann die Ausgabe der Anteile jederzeit 

einstellen sowie Anträge auf Zeichnung oder Umtausch 

von Anteilen zurückweisen. 

5. Die Fondsleitung kann im Interesse der Gesamtheit der 

Anleger die Rückzahlung der Anteile vorübergehend und 

ausnahmsweise aufschieben, wenn: 

a) ein Markt, welcher Grundlage für die Bewertung ei-

nes wesentlichen Teils des Fondsvermögens bildet, 

geschlossen ist oder wenn der Handel an einem sol-

chen Markt beschränkt oder ausgesetzt ist; 

b) ein politischer, wirtschaftlicher, militärischer, mone-

tärer oder anderer Notfall vorliegt; 

c) wegen Beschränkungen des Devisenverkehrs oder 

Beschränkungen sonstiger Übertragungen von Ver-

mögenswerten Geschäfte für den Immobilienfonds 

undurchführbar werden; 

d) zahlreiche Anteile gekündigt werden und dadurch 

die Interessen der übrigen Anleger wesentlich beein-

trächtigt werden können. 

6. Die Fondsleitung teilt den Entscheid über den Aufschub 

unverzüglich der Prüfgesellschaft, der Aufsichtsbehörde 

sowie in angemessener Weise den Anlegern mit. 

7. Solange die Rückzahlung der Anteile aus den unter Ziff. 5 

genannten Gründen aufgeschoben ist, findet keine Aus-

gabe von Anteilen statt. 

8. Die Ausgabe sowie die Rücknahme von Anteilen erfolgt 

grundsätzlich in bar. 

9. Jeder Anleger kann beantragen, dass er im Falle einer 

Zeichnung anstelle einer Einzahlung in bar Sacheinlagen 

an das Fondsvermögen leistet („contribution in kind“ ge-

nannt). Der Antrag ist zusammen mit der Zeichnung zu 

stellen. Die Fondsleitung ist nicht verpflichtet, Sacheinla-

gen zuzulassen. 

Die Fondsleitung entscheidet allein über Sacheinlagen 

und stimmt diesen Geschäften nur zu, sofern die Ausfüh-

rung der Transaktionen vollumfänglich im Einklang mit 

der Anlagepolitik des Fonds steht und die Interessen der 

übrigen Anleger dadurch nicht beeinträchtigt werden. 

Die im Zusammenhang mit einer Sacheinlage anfallenden 

Kosten dürfen nicht dem Fondsvermögen belastet werden. 

Die Fondsleitung erstellt bei Sacheinlagen einen Bericht, 

der Angaben zu den einzelnen übertragenen Anlagen, 

dem Kurswert dieser Anlagen am Stichtag der Übertra-

gung, die Anzahl der ausgegebenen Anteile und einen all-

fälligen Spitzenausgleich in bar enthält. Die Depotbank 

hat bei jeder Sacheinlage die Einhaltung der Treuepflicht 

durch die Fondsleitung sowie die Bewertung der übertra-

genen Anlagen bzw. ausgegebenen Anlagen am Stichtag 

zu prüfen. Die Depotbank teilt ihre Vorbehalte oder An-

merkungen umgehend der Prüfgesellschaft mit. 

Transaktionen im Zusammenhang mit Sacheinlagen wer-

den im Jahresbericht erwähnt. 

Im Fall von Sacheinlagen steht den Anlegern das in § 17.1 

vorgesehene Vorzugsrecht nicht zu. 

10. Die Fondsleitung kann in aussergewöhnlichen Fällen 

nach Abwägung mit anderen zur Verfügung stehenden 

Massnahmen und im Interesse der Gesamtheit der Anle-

ger sowie auf begründeten Antrag und mit Genehmigung 

der FINMA einzelne Anlagen des Anlagefonds vom restli-

chen Fondsvermögen segregieren (Side Pockets). Side 

Pockets sind separate Gefässe, die illiquid gewordene 

Vermögenswerte enthalten, welche Teil des Anlagevermö-

gens des Anlagefonds bzw. Teilvermögens waren. Ein-

zelne Vermögenswerte können beispielsweise infolge ei-

nes unerwarteten, von äusseren Faktoren beeinflussten 

Ereignisses schwer oder gar nicht bewertbar bzw. (z.B. im 

Falle von Sanktionen) nicht handelbar werden, wobei zu 

erwarten ist, dass diese Bewertungsunsicherheit bzw. 

Nicht-Handelbarkeit von unbestimmter Dauer sein wird. 

11. Side Pockets können insbesondere mittels Lancierung ei-

nes neuen Teilvermögens oder durch Lancierung einer 

neuen Anteilsklasse auf einen zukünftigen Zeitpunkt hin 

gebildet werden, worüber die Fondsleitung unter Abwä-

gung der Interessen aller Anleger sowie der zu erwarten-

den Kosten entscheidet. Anteile der Side Pocket werden 

ausschliesslich an diejenigen Anleger ausgegeben, wel-

che per Datum der Errichtung bzw. Bildung der Side Po-

cket in den bestehenden lancierten Klassen des Anlage-

fonds bzw. Teilvermögens investiert waren. Die Anleger 

bleiben dabei im selben Verhältnis an der Side Pocket be-

rechtigt, zu dem sie im Zeitpunkt der Segregierung Anteile 

am Nettofondsvermögen des Anlagefonds bzw. Teilver-

mögens halten. 
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12. Die Side Pocket bleibt nach ihrer Lancierung geschlossen 

und Anteile an derselben können nicht gezeichnet wer-

den. Bei Vorliegen von Handelsbeschränkungen (z.B. im 

Falle von Sanktionen) auf den segregierten Anlagen bleibt 

der Handel mit Anteilen der Side Pocket ausgeschlossen. 

Die Fondsleitung kann jederzeit und im eigenen Ermes-

sen, unter Wahrung der Interessen der Anleger in der Side 

Pocket, die vollständige Liquidation bzw. Aufhebung der 

Side Pocket beschliessen, unabhängig davon, ob die Ver-

mögenswerte der Side Pocket zwischenzeitlich werthaltig 

bzw. handelbar sind oder nicht. Dabei berücksichtigt die 

Fondsleitung insbesondere die Handelbarkeit und die Ab-

sehbarkeit der Handelsmöglichkeit der Anlagen der Side 

Pocket sowie die Möglichkeit einer Liquidation des Teil-

vermögens.  

Der Zweck der Errichtung bzw. Bildung der Side Pocket 

liegt stets in der Veräusserung der Anlagen und der Liqui-

dation des Teilvermögens bzw. der Aufhebung der Anteils-

klasse, welche als Side Pocket dient. 

13. Anleger in der Side Pocket werden einen allfälligen Erlös 

erhalten, sobald die Gründe für die Illiquidität der Vermö-

genswerte der Side Pocket weggefallen sind und diese 

verkauft werden konnten, sofern ein Erlös beim Verkauf 

der Vermögenswerte der Side Pocket unter Berücksichti-

gung allfällig in Abzug zu bringender Vergütungen und Ne-

benkosten erzielt werden konnte. Es besteht keine Garan-

tie für die Anleger, dass durch den Verkauf der Vermö-

genswerte der Side Pocket ein Nettoerlös erzielt werden 

kann. 

14. Nach Bildung der Side Pocket sind auf diese Anteilsklasse 

die Anlagepolitik und die Vorschriften zur Risikoverteilung 

des Anlagefonds bzw. Teilvermögens nicht anwendbar, da 

in der Side Pocket ausschliesslich illiquide Anlagen ent-

halten sind. Bei Errichtung der Side Pocket als Teilvermö-

gen ist betreffend die Anlagepolitik zu präzisieren, dass in 

der Side Pocket ausschliesslich illiquide Anlagen enthal-

ten sind, welche nach Möglichkeit veräussert werden, und 

deshalb keine eigenen Vorschriften zur Risikoverteilung 

oder Anlagerichtlinien formuliert werden. 

15. Der Nettoinventarwert der Anteile an der Side Pocket wird 

stets gemäss § 16 des Fondsvertrags berechnet. Solange 

Vermögenswerte der Side Pocket nicht bewertet werden 

können bzw. nicht werthaltig sind, nimmt die Fondslei-

tung im Rahmen der Verkehrswertbewertung die betriebs-

wirtschaftlich notwendigen Abschreibungen (Impairment) 

vor. Gelten die betroffenen Vermögenswerte als nicht 

werthaltig und bewertet die Fondsleitung diese deshalb 

mit null ("0"), kann sie dem entsprechend betroffenen 

Fondsvermögen keine vermögensabhängige Vergütung 

belasten. Sobald die Vermögenswerte wieder bewertbar 

bzw. durch den Vermögensverwalter handelbar sind, wird 

die Fondsleitung die Bewertung gemäss Fondsvertrag 

vornehmen und auf quartalsweiser Basis einen NAV be-

rechnen. Die Vorschriften von Art. 106 Abs. 2 und 3 KKV-

FINMA zur Mindestfrequenz der Veröffentlichung von 

Preisen sind immer einzuhalten. 

16. Bei der Ausgabe von Anteilen an der Side Pocket entste-

hen keine Vergütungen oder Nebenkosten zulasten der 

Anleger. Die Fondsleitung hat Anspruch auf den Ersatz 

sämtlicher Vergütungen und Nebenkosten zulasten des 

entsprechend betroffenen Fondsvermögens gemäss § 19 

des Fondsvertrags sowie zusätzlicher Kosten gemäss Art. 

37 KKV, welche im Zusammenhang mit der Errichtung 

bzw. Bildung und der Aufrechterhaltung der Side Pocket 

anfallen. Nach der Errichtung bzw. Bildung der Side Po-

cket legt die Fondsleitung im Jahresbericht und Halbjah-

resbericht die tatsächlichen Kosten offen, welche im Falle 

von Side Pockets im Rahmen von Art. 37 KKV entstehen. 

Im Falle, dass die Anlagen der Side Pocket bewertbar 

sind, werden der Side Pocket die entsprechenden Vergü-

tungen und Nebenkosten im Rahmen der Berechnung 

des NAVs belastet.  

17. Nach Genehmigung durch die FINMA teilt die Fondslei-

tung den Anlegern den Entscheid über die Segregierung 

dieser Anlagen sowie die Gründe hierfür unverzüglich im 

Publikationsorgan mit und informiert insbesondere über 

das Vorgehen, den Zeitpunkt der Errichtung bzw. Bildung, 

die Rechte und Risiken für die Anleger, die Bewertung der 

Anlagen sowie allfällige Kostenfolgen. Dabei stellt die 

Fondsleitung sicher, dass Anleger, welche nicht in die 

Side Pocket investiert sind, nicht durch Kosten belastet 

werden, welche bei und nach der Lancierung der Side Po-

cket entstehen.

V. Vergütungen und Nebenkosten 
 

§ 18 Vergütungen und Nebenkosten zulasten der Anleger 

1. Bei der Ausgabe von Anteilen kann dem Anleger eine Aus-

gabekommission zugunsten der Fondsleitung, der Depot-

bank und/oder von Vertriebsträgern im In- und Ausland 

von zusammen höchstens 5% des Nettoinventarwertes 

belastet werden. Der effektiv angewandte Höchstsatz ist 

aus dem Prospekt ersichtlich. 

2. Bei der Rücknahme von Anteilen kann dem Anleger eine 

Rücknahmekommission zugunsten der Fondsleitung, der 

Depotbank und/oder von Vertriebsträgern im In- und Aus-

land von zusammen höchstens 5% des Nettoinventar-

werts belastet werden. Der effektiv angewandte Höchst-

satz ist aus dem Prospekt ersichtlich. 

3. Bei der Ausgabe und Rücknahme von Anteilen erhebt die 

Fondsleitung zudem zugunsten des Fondsvermögens die 

Nebenkosten, die dem Immobilienfonds im Durchschnitt 

aus dem Verkauf eines dem gekündigten Anteil entspre-

chenden Teils der Anlagen erwachsen (vgl. § 17 Ziff. 3). 
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Der effektiv angewandte Satz ist aus dem Prospekt er-

sichtlich. 

4. Die Depotbank stellt dem Anleger für die Ausgabe von auf 

den Namen lautenden Anteilscheinen die banküblichen 

Kommissionen und Spesen in Rechnung. Die aktuellen 

Gebühren entnehmen Sie bitte dem Prospekt. 

 

§ 19 Vergütungen und Nebenkosten zulasten des Fondsver-

mögens 

1. Für die Leitung des Immobilienfonds und der Immobilien-

gesellschaften, die Vermögensverwaltung und den Ver-

trieb des Immobilienfonds stellt die Fondsleitung dem Im-

mobilienfonds eine Kommission von jährlich maximal 1% 

des Nettovermögens des Fonds in Rechnung, die dem 

Fondsvermögen pro rata temporis bei jeder Berechnung 

des Nettoinventarwerts belastet und am Ende jedes Halb-

jahres gezahlt wird (Verwaltungskommission). 

Der effektiv angewandte Satz der Verwaltungskommis-

sion ist aus dem Jahres- und dem Halbjahresbericht er-

sichtlich. 

2. Für die Aufbewahrung des Fondsvermögens, die Besor-

gung des Zahlungsverkehrs des Immobilienfonds und die 

sonstigen in § 4 aufgeführten Aufgaben der Depotbank 

stellt die Depotbank dem Immobilienfonds eine Kommis-

sion von jährlich maximal 0.06% des Nettovermögens des 

Fonds in Rechnung, die die dem Fondsvermögen pro rata 

temporis bei jeder Berechnung des Nettoinventarwerts 

belastet und jeweils jährlich ausbezahlt wird (Depotbank-

kommission). 

Der effektiv angewandte Satz der Depotbankkommission 

ist aus dem Jahres- und dem Halbjahresbericht ersichtlich. 

3. Für die Auszahlung des Jahresertrages an die Anleger be-

rechnet die Fondsleitung dem Immobilienfonds eine 

Kommission von maximal 0.5% des Bruttobetrages der 

Ausschüttung. 

4. Die Fondsleitung und die Depotbank haben ausserdem 

Anspruch auf Ersatz der folgenden Nebenkosten, die 

ihnen in Ausführung des Fondsvertrags entstanden sind: 

a) Kosten im Zusammenhang mit dem An- und Verkauf 

von Anlagen einschliesslich Absicherungsgeschäf-

ten, namentlich marktübliche Courtagen, Kommissi-

onen, Abrechnungs- und Abwicklungskosten, Bank-

spesen, Steuern und Abgaben, sowie Kosten für die 

Überprüfung und Aufrechterhaltung von Qualitäts-

standards bei physischen Anlagen; 

b) Abgaben der Aufsichtsbehörde für die Gründung, 

Änderung, Liquidation, Fusion oder Vereinigung des 

Immobilienfonds; 

c) Die Jahresgebühr der Aufsichtsbehörde; 

d) Honorare der Prüfgesellschaft für die Prüfung sowie 

für Bescheinigungen im Zusammenhang mit Grün-

dungen, Änderungen, Liquidationen, Fusion oder 

Vereinigung des Immobilienfonds; 

e) Honorare für Rechts- und Steuerberater im Zusam-

menhang mit Gründungen, Änderungen, Liquidatio-

nen, Fusion oder Vereinigungen von Immobilien-

fonds sowie der allgemeinen Wahrnehmung der In-

teressen des Immobilienfonds und seiner Anleger; 

f) Kosten für die Publikation des Nettoinventarwerts 

des Immobilienfonds sowie sämtliche Kosten für 

Mitteilungen an die Anleger, die nicht einem Fehlver-

halten der Fondsleitung zuzuschreiben sind, ein-

schliesslich der Übersetzungskosten; 

g) Kosten für den Druck und die Übersetzung juristi-

scher Dokumente sowie der Jahres- und Halbjahres-

berichte des Immobilienfonds; 

h) Kosten für eine allfällige Eintragung des Immobilien-

fonds bei einer ausländischen Aufsichtsbehörde, 

namentlich von der ausländischen Aufsichtsbe-

hörde erhobene Kommissionen, Übersetzungskos-

ten sowie die Entschädigung des Vertreters oder der 

Zahlstelle im Ausland; 

i) Kosten im Zusammenhang mit der Ausübung von 

Stimmrechten oder Gläubigerrechten durch den Im-

mobilienfonds, einschliesslich der Honorarkosten 

für externe Berater; 

j) Kosten und Honorare im Zusammenhang mit im Na-

men des Immobilienfonds eingetragenem geistigen 

Eigentum oder mit Nutzungsrechten des Immobili-

enfonds; 

k) Kosten für die Registrierung oder Verlängerung des 

Identifikators eines Rechtsträgers (Legal Entity Iden-

tifier) bei in- und ausländischen Registrierungsstel-

len; 

l) Kosten und Gebühren im Zusammenhang mit der 

Kotierung des Immobilienfonds; 

m) n) Kosten und Gebühren für den Einkauf und die 

Nutzung von Daten und Datenlizenzen, soweit sie 

dem Immobilienfonds zugerechnet werden können 

und keine Recherchekosten darstellen; 

n) Kosten und Gebühren für die Nutzung und Überprü-

fung unabhängiger Label. 

o) alle Kosten, die durch die Ergreifung ausserordentli-

cher Schritte zur Wahrung der Anlegerinteressen 

durch die Fondsleitung, den Verwalter von Kollektiv-

vermögen oder die Depotbank verursacht werden. 

5. Die Fondsleitung und die Depotbank haben ausserdem 

Anspruch auf Ersatz der folgenden Nebenkosten, die 

ihnen in Ausführung des Fondsvertrags entstanden sind: 

a) Kosten für den An- und Verkauf von Immobilienanla-

gen, namentlich marktübliche Vermittlungskommis-

sionen, Berater- und Rechtsanwaltshonorare, Nota-

riatskosten sowie sonstige Gebühren und die Steu-

ern; 

b) marktübliche an Dritte bezahlte Courtagen im Zu-

sammenhang mit Erst- und Wiedervermietungen 

von Immobilien; 

c) marktübliche Kosten für die Verwaltung der Liegen-

schaften durch Dritte; 



Suisse Romande Property Fund 

10 | SRPF | Fondsvertrag 

d) Liegenschaftsaufwand, sofern dieser marktüblich 

ist und nicht von Dritten getragen wird, insbeson-

dere Unterhalts- und Betriebskosten einschliesslich 

Versicherungskosten, öffentlich-rechtliche Abgaben 

sowie Kosten für Service- und Infrastrukturdienst-

leistungen;; 

e) Honorare der unabhängigen Schätzungsexperten 

sowie allfälliger weiterer Experten für den Interessen 

der Anleger dienende Abklärungen; 

f) Beratungs- und Verfahrenskosten im Zusammen-

hang mit der allgemeinen Wahrnehmung der Inte-

ressen des Immobilienfonds und seiner Anleger; 

g) Kosten und Gebühren im Zusammenhang mit der 

Sicherstellung eines regelmässigen börslichen oder 

ausserbörslichen Handels der Anteile des Fonds. 

6. Die Fondsleitung kann eine Kommission für ihre Bemü-

hungen im Zusammenhang mit den folgenden Tätigkeiten 

erhalten, sofern diese nicht durch Dritte ausgeführt wer-

den: 

a) Für die Bemühungen bei der Verwaltung der einzel-

nen Liegenschaften eine Kommission der Fondslei-

tung auf die jährlichen Bruttomietzinseinnahmen, 

einschliesslich Heizkosten: höchstens 6%. 

b) Für den Kauf, Verkauf oder Tausch von Liegenschaf-

ten eine Kommission der Fondsleitung von höchs-

tens 3%. 

c) Für die Bemühungen von Machbarkeitsstudien und 

Vertretung des Auftraggebers bei der Erstellung von 

Bauten, bei Renovationen und Umbauten berechnet 

die Fondsleitung dem Immobilienfonds eine Kom-

mission von maximal 3% der Baukosten (inkl. der 

Gebühren, Nebenkosten und üblichen Honorare 

Dritter und Beauftragter). 

d) Für die Bemühungen von Projektentwicklung, Bau-

überwachung und Vertretung des Auftraggebers bei 

der Erstellung von Bauten, bei Renovationen und 

Umbauten berechnet die Fondsleitung dem Immobi-

lienfonds eine Kommission von maximal 5% der 

Baukosten (inkl. der Kosten, Nebenkosten und übli-

chen Honorare Dritter und Beauftragter). 

7. Die Kosten, Gebühren, Steuern und Abgaben im Zusam-

menhang mit der Erstellung von Bauten, Renovationen 

und Umbauten (namentlich marktübliche Honorare von 

Beauftragten, Ingenieuren, Maklern, assistierenden Bau-

herrn, Planern und Architekten, Baubewilligungs- und An-

schlussgebühren, Kosten für die Einräumung von Dienst-

barkeiten usw.) werden direkt den Gestehungskosten der 

Immobilienanlagen zugeschlagen. 

8. Die Kosten nach Ziffer 4 Bst. a und Ziffer 5 Bst. a (mit Aus-

nahme von den Kosten für die Überprüfung und Aufrecht-

erhaltung von Qualitätsstandards bei physischen Anla-

gen) werden direkt dem Einstandswert zugeschlagen bzw. 

vom Verkaufswert abgezogen. 

9. Die Leistungen der Immobiliengesellschaften an die Mit-

glieder ihrer Verwaltung, die Geschäftsführung und das 

Personal sind auf die Vergütungen anzurechnen, auf wel-

che die Leitung nach § 18 Anspruch hat. 

10. Die Fondsleitung und deren Beauftragte können gemäss 

den Bestimmungen im Prospekt Retrozessionen zur Ver-

gütung der Vertriebstätigkeit von Fondsanteilen bezahlen 

sowie Rabatte gewähren, um die auf den Anleger entfal-

lenden Kommissionen und Kosten zu reduzieren und dem 

Immobilienfonds zu belasten. 

11. Die Verwaltungskommission der Zielfonds, in die Investi-

tionen erfolgen, darf unter Berücksichtigung von allfälli-

gen Rabatten und Retrozessionen höchstens 1% betra-

gen. Im Jahresbericht ist der maximale Satz der Verwal-

tungskommission der Zielfonds, in die Investitionen erfol-

gen, unter Berücksichtigung von allfälligen Rabatten und 

Retrozessionen anzugeben. 

12. Erwirbt die Fondsleitung Anteile anderer kollektiver Kapi-

talanlagen, die unmittelbar oder mittelbar von ihr selbst 

oder von einer Gesellschaft verwaltet werden, mit der sie 

durch gemeinsame Verwaltung oder Beherrschung oder 

durch eine wesentliche direkte oder indirekte Beteiligung 

verbunden ist („verbundene Zielfonds“), so darf sie allfäl-

lige Ausgabe- oder Rücknahmekommissionen der ver-

bundenen Zielfonds nicht dem Immobilienfonds belasten. 

VI. Rechenschaftsablage und Prüfung 
 

§ 20 Rechenschaftsablage 

1. Rechnungseinheit des Immobilienfonds ist der Schweizer 

Franken (CHF). 

2. Das Geschäftsjahr läuft jeweils vom 1. Januar bis zum 31. 

Dezember. 

3. Die Fondsleitung veröffentlicht innerhalb von vier Mona-

ten nach Abschluss des Geschäftsjahres einen revidier-

ten Jahresbericht des Immobilienfonds. 

4. Die Fondsleitung veröffentlicht innerhalb von vier Mona-

ten nach Abschluss des ersten Halbjahres des Geschäfts-

jahres einen Halbjahresbericht. 

5. Das Auskunftsrecht des Anlegers gemäss § 5 Ziff. 4 bleibt 

vorbehalten. 

 

§ 21 Prüfung 

Die Prüfungsgesellschaft prüft, ob die Fondsleitung und die 

Depotbank die Vorschriften der gesetzlichen und vertragli-

chen Bestimmungen sowie die eventuell für sie geltenden 

Standesregeln der Asset Management Association Switzer-

land eingehalten haben. Ein Kurzbericht der Prüfungsgesell-

schaft zur publizierten Jahresrechnung erscheint im Jahres-

bericht. 
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VII. Verwendung des Ergebnisses 
 

§ 22 Verwendung des Ergebnisses und Ausschüttung 

1. Der Nettoertrag des Immobilienfonds wird jährlich spätes-

tens innerhalb von vier Monaten nach Abschluss des Ge-

schäftsjahres in Schweizer Franken an die Anleger ausge-

schüttet. 

Die Fondsleitung kann zusätzlich Zwischenausschüttun-

gen von Erträgen vornehmen. 

Bis zu 30% des Nettoertrages können auf neue Rechnung 

vorgetragen werden. Auf eine Ausschüttung kann verzich-

tet und der gesamte Nettoertrag kann auf neue Rechnung 

vorgetragen werden, wenn (a) der Nettoertrag des laufen-

den Geschäftsjahres und die vorgetragenen Erträge aus 

früheren Geschäftsjahren des Immobilienfonds weniger 

als 1% des Nettoinventarwertes des Immobilienfonds be-

tragen und (b) der Nettoertrag des laufenden Geschäfts-

jahres und die vorgetragenen Erträge aus früheren Ge-

schäftsjahren des Immobilienfonds weniger als eine Ein-

heit der Rechnungseinheit des Immobilienfonds betra-

gen. 

2. Realisierte Kapitalgewinne aus der Veräusserung von Sa-

chen und Rechten können von der Fondsleitung ausge-

schüttet oder zur Wiederanlage zurückbehalten werden. 
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VIII. Veröffentlichungen des Immobilienfonds 
 

§ 23 Veröffentlichungen des Immobilienfonds 

1. Publikationsorgan des Immobilienfonds ist das im Pros-

pekt genannte Print- oder elektronische Medium. Ein 

Wechsel des Publikationsorgans ist im Publikationsorgan 

anzuzeigen. 

2. Im Publikationsorgan werden insbesondere Zusammen-

fassungen wesentlicher Änderungen des Fondsvertrages 

unter Hinweis auf die Stellen, bei denen die Änderungen 

im Wortlaut kostenlos bezogen werden können, der 

Wechsel der Fondsleitung und/oder der Depotbank sowie 

die Schaffung, Aufhebung oder Vereinigung von Anteils-

klassen und die Liquidation des Immobilienfonds veröf-

fentlicht. Änderungen, die von Gesetzes wegen erforder-

lich sind, welche die Rechte der Anleger nicht berühren 

oder die ausschliesslich formeller Natur sind, können mit 

Zustimmung der Aufsichtsbehörde von der Publikations-

pflicht ausgenommen werden. 

3. Die Fondsleitung publiziert die Ausgabe- und Rücknahme-

preise bzw. den Nettoinventarwert mit dem Hinweis „ex-

klusive Kommissionen“ bei jeder Ausgabe und Rück-

nahme von Anteilen auf der elektronischen Plattform der 

Swiss Fund Data AG: www.swissfunddata.ch. Die Preise 

sind mindestens einmal pro Monat zu veröffentlichen. Die 

Wochen und Wochentage, an denen die Publikation statt-

findet, sind im Prospekt festzulegen. 

4. Der Prospekt mit integriertem Fondsvertrag, das Basisin-

formationsblatt sowie die jeweiligen Jahres- und Halbjah-

resberichte können kostenlos bei der Fondsleitung, der 

Depotbank und bei allen Vertriebsträgern bezogen wer-

den.  

IX. Umstrukturierung und Auflösung 
 

§ 24 Vereinigung 

1. Die Fondsleitung kann mit Zustimmung der Depotbank 

Immobilienfonds vereinigen, indem sie zum Zeitpunkt der 

Vereinigung die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 

des bzw. der zu übertragenden Immobilienfonds auf den 

übernehmenden Immobilienfonds überträgt. Die Anleger 

des übertragenden Immobilienfonds erhalten Anteile am 

übernehmenden Immobilienfonds in entsprechender 

Höhe. Allfällige Fraktionen werden in bar ausbezahlt. Zum 

Zeitpunkt der Vereinigung wird der übertragende Immobi-

lienfonds ohne Liquidation aufgelöst und der Fondsver-

trag des übernehmenden Immobilienfonds gilt auch für 

den übertragenden Immobilienfonds. 

2. Anlagefonds können nur vereinigt werden, sofern: 

a) die entsprechenden Fondsverträge dies vorsehen; 

b) sie von der gleichen Fondsleitung verwaltet werden; 

c) die entsprechenden Fondsverträge bezüglich fol-

gender Bestimmungen grundsätzlich übereinstim-

men: 

• die Anlagepolitik, die Anlagetechniken, die Risi-

koverteilung sowie die mit den Anlagen verbun-

denen Risiken, 

• die Verwendung des Nettoertrages und der Ka-

pitalgewinne aus der Veräusserung von Sachen 

und Rechten, 

• die Art, die Höhe und die Berechnung aller Ver-

gütungen, die Ausgabe- und Rücknahmekom-

missionen sowie die Nebenkosten für den An- 

und Verkauf von Anlagen (Courtagen, Honorare 

und Steuern), die dem Kollektivvermögen des 

Fonds oder den Anlegern belastet werden dür-

fen, 

• die Laufzeit des Vertrags und die Voraussetzun-

gen der Auflösung. 

d) am gleichen Tag die Vermögen der beteiligten Anla-

gefonds bewertet, das Umtauschverhältnis berech-

net und die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 

übernommen werden; 

e) weder den Anlagefonds noch den Anlegern daraus 

Kosten erwachsen. 

3. Wenn die Vereinigung voraussichtlich mehr als einen Tag 

in Anspruch nimmt, kann die Aufsichtsbehörde einen be-

fristeten Aufschub der Rückzahlung der Anteile des Immo-

bilienfonds bewilligen. 

4. Die Fondsleitung legt der Aufsichtsbehörde die beab-

sichtigten Änderungen des Fondsvertrags sowie die be-

absichtigte Vereinigung zusammen mit dem Vereini-

gungsplan mindestens einen Monat vor der geplanten 

Veröffentlichung zur Überprüfung vor. Dieser Plan ent-

hält Angaben zu den Gründen der Vereinigung, zur Anla-

gepolitik der beteiligten Immobilienfonds und den allfäl-

ligen Unterschieden zwischen dem übernehmenden und 

dem übertragenden Immobilienfonds, zur Berechnung 

des Umtauschverhältnisses, zu allfälligen Unterschie-

den in den Vergütungen, zu allfälligen Steuerfolgen für 

die Immobilienfonds sowie die Stellungnahme der zu-

ständigen Prüfgesellschaft für kollektive Kapitalanla-

gen. 

5. Die Fondsleitung publiziert die beabsichtigten Änderun-

gen des Fondsvertrags nach § 23 Ziff. 2 sowie die beab-

sichtigte Vereinigung und deren Zeitpunkt zusammen 

mit dem Vereinigungsplan mindestens zwei Monate vor 

dem von ihr festgelegten Stichtag in den Publikationsor-

ganen der beteiligten Immobilienfonds. Dabei weist sie 
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die Anleger darauf hin, dass diese bei der Aufsichtsbe-

hörde innert 30 Tagen nach der letzten Publikation oder 

der Mitteilung Einwendungen gegen die beabsichtigten 

Änderungen des Fondsvertrags erheben oder die Rück-

zahlung ihrer Anteile verlangen können. 

6. Die Prüfgesellschaft überprüft unmittelbar die ordnungs-

gemässe Durchführung der Vereinigung und äussert sich 

dazu in einem Bericht zuhanden der Fondsleitung und der 

Aufsichtsbehörde. 

7. Die Fondsleitung meldet den Abschluss der Vereinigung 

unverzüglich der Aufsichtsbehörde und publiziert den 

Vollzug der Vereinigung, die Bestätigung der Prüfgesell-

schaft über die ordnungsgemässe Durchführung sowie 

das Umtauschverhältnis ohne Verzug im Publikationsor-

gan der beteiligten Immobilienfonds. 

8. Die Fondsleitung erwähnt die Vereinigung im nächsten 

Jahresbericht des übernehmenden Immobilienfonds 

und im allfällig vorher zu erstellenden Halbjahresbe-

richt. Für den bzw. die übertragenden Immobilienfonds 

ist ein revidierter Abschlussbericht zu erstellen, falls 

die Vereinigung nicht auf den ordentlichen Jahresab-

schluss fällt. 

 

§ 25 Umwandlung in eine andere Rechtsform 

1. Die Fondsleitung kann nach schweizerischem Recht mit 

Zustimmung der Depotbank den Immobilienfonds in Teil-

vermögen einer SICAV umwandeln, wobei die Aktiven und 

Passiven des/der Immobilienfonds zum Zeitpunkt der 

Umwandlung auf das Anleger-Teilvermögen der SICAV 

übertragen werden. Die Anleger des umgewandelten Im-

mobilienfonds erhalten Anteile des Anleger-Teilvermö-

gens der SICAV mit einem entsprechenden Wert. Am Tag 

der Umwandlung wird der umgewandelte Immobilien-

fonds ohne Liquidation aufgelöst, und das Anlageregle-

ment der SICAV gilt für die Anleger des umgewandelten 

Immobilienfonds, die Anleger des Anleger-Teilvermögens 

der SICAV werden. 

2. Der Immobilienfonds darf nur in ein Teilvermögen einer 

SICAV umgewandelt werden, wenn: 

a) der Fondsvertrag dies vorsieht und das Anlageregle-

ment der SICAV dies ausdrücklich festhält; 

b) der Immobilienfonds und das Teilvermögen von der 

gleichen Fondsleitung verwaltet werden; 

c) der Fondsvertrag und das Anlagereglement der SI-

CAV bezüglich folgender Bestimmungen grundsätz-

lich übereinstimmen: 

• die Anlagepolitik (einschliesslich Liquidität), die 

Anlagetechniken (Wertpapierleihe, Pensionsge-

schäfte und umgekehrte Pensionsgeschäfte, 

Derivate), die Kreditaufnahme und -vergabe, die 

Verpfändung von Vermögenswerten der kol-

lektiven Kapitalanlage, die Risikoverteilung und 

die Anlagerisiken, die Art der kollektiven Kapital-

anlage, der Anlegerkreis, die Anteils-/Aktien-

klassen und die Berechnung des Nettoinventar-

werts; 

• die Verwendung von Nettoerlösen und Kapital-

gewinnen aus der Veräusserung von Gegenstän-

den und Rechten; 

• die Verwendung des Ergebnisses und die Be-

richterstattung; 

• die Art, die Höhe und die Berechnung aller Ver-

gütungen, die Ausgabe- und Rücknahmekom-

missionen sowie die Nebenkosten für den An- 

und Verkauf von Anlagen (Courtagen, Honorare 

und Steuern), die dem Vermögen des Fonds oder 

der SICAV, den Anlegern oder den Aktionären be-

lastet werden dürfen, vorbehaltlich rechtsform-

spezifischer Nebenkosten der SICAV; 

• die Bedingungen für Ausgabe und Rücknahme; 

• die Laufzeit des Vertrags oder der SICAV; 

• das Publikationsorgan. 

d)  die Bewertung der Vermögenswerte der beteilig-

ten kollektiven Kapitalanlagen, die Berechnung des 

Umtauschverhältnisses und die Übertragung der 

Vermögenswerte und Verbindlichkeiten am selben 

Tag erfolgen; 

e) weder dem Immobilienfonds noch der SICAV daraus 

Kosten erwachsen. 

3. Wenn die Umwandlung voraussichtlich mehr als einen 

Tag in Anspruch nimmt, kann die FINMA eine befristete 

Aussetzung der Rückzahlung der Aktien bewilligen. 

4. Vor der geplanten Bekanntgabe legt die Fondsleitung die 

vorgesehenen Änderungen des Fondsvertrags und die ge-

plante Vereinigung zusammen mit dem Umwandlungs-

plan der FINMA zur Überprüfung vor. Der Umwandlungs-

plan enthält Angaben zu den Gründen der Umwandlung, 

zur Anlagepolitik der beteiligten kollektiven Kapitalanla-

gen und zu allfälligen Unterschieden zwischen dem um-

gewandelten Immobilienfonds und dem Teilvermögen der 

SICAV, zur Berechnung des Umtauschverhältnisses, zu 

allfälligen Unterschieden bei den Vergütungen, zu allfälli-

gen Steuerfolgen für die kollektiven Kapitalanlagen sowie 

die Stellungnahme der Prüfgesellschaft. 

5. Die Fondsleitung veröffentlicht allfällige Änderungen des 

Fondsvertrages nach § 23 Ziff. 2 sowie die geplante Um-

wandlung und den vorgesehenen Zeitpunkt in Verbindung 

mit dem Umwandlungsplan mindestens zwei Monate vor 

dem von ihr in der Publikation des umgewandelten Immo-

bilienfonds festgelegten Zeitpunkt. Dabei weist sie die An-

leger darauf hin, dass diese bei der Aufsichtsbehörde in-

nert 30 Tagen nach der Publikation bzw. Mitteilung Ein-

wendungen gegen die beabsichtigten Änderungen des 

Fondsvertrags erheben oder die Rückzahlung ihrer An-

teile verlangen können. 

6. Die Prüfgesellschaft des Immobilienfonds bzw. der SICAV 

(falls abweichend) prüft unverzüglich die ordnungsge-

mässe Durchführung der Umwandlung und erstattet der 

Gesellschaft, der SICAV und der Aufsichtsbehörde dar-

über Bericht. 
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7. Die Fondsleitung meldet der FINMA unverzüglich den Ab-

schluss der Umwandlung und leitet der FINMA die Bestä-

tigung der Prüfgesellschaft über die ordnungsgemässe 

Durchführung des Geschäfts und den Umwandlungsbe-

richt im Publikationsorgan des beteiligten Immobilien-

fonds weiter. 

8. Die Fondsleitung oder die SICAV erwähnt die Umwandlung 

im nächsten Jahresbericht des Immobilienfonds bzw. der 

SICAV und in einem allfällig früher veröffentlichten Halb-

jahresbericht. 

 

§ 26 Laufzeit des Immobilienfonds und Auflösung 

1. Der Immobilienfonds besteht auf unbestimmte Zeit. 

2. Die Fondsleitung oder die Depotbank können die Auflö-

sung des Immobilienfonds durch Kündigung des Fonds-

vertrags mit einer Frist von zwei Monaten herbeiführen. 

3. Der Immobilienfonds kann durch Verfügung der Aufsichts-

behörde aufgelöst werden, insbesondere wenn er spätes-

tens ein Jahr nach Ablauf der Zeichnungsfrist (Lancierung) 

oder einer längeren, durch die Aufsichtsbehörde auf An-

trag der Depotbank und der Fondsleitung erstreckten Frist 

nicht über ein Nettovermögen von mindestens CHF 5 Mil-

lionen (oder Gegenwert) verfügt. 

4. Die Fondsleitung gibt der Aufsichtsbehörde die Auflösung 

unverzüglich bekannt und veröffentlicht sie im Publikati-

onsorgan. 

5. Nach erfolgter Kündigung des Fondsvertrags darf die 

Fondsleitung den Immobilienfonds unverzüglich liquidie-

ren. Hat die Aufsichtsbehörde die Auflösung des Anlage-

fonds verfügt, so muss dieser unverzüglich liquidiert wer-

den. Die Auszahlung des Liquidationserlöses an die Anle-

ger ist der Depotbank übertragen. Sollte die Liquidation 

längere Zeit beanspruchen, kann der Erlös in Teilbeträgen 

ausbezahlt werden. Vor der Schlusszahlung muss die 

Fondsleitung die Bewilligung der Aufsichtsbehörde einho-

len. 

X. Bewilligung und Änderung des Fondsvertrags 
 

§ 27 Änderung des Fondsvertrags 

Soll der vorliegende Fondsvertrag geändert werden oder be-

steht die Absicht, die Fondsleitung oder die Depotbank zu 

wechseln, so hat der Anleger die Möglichkeit, bei der Auf-

sichtsbehörde innert 30 Tagen seit der letzten entsprechen-

den Publikation oder Mitteilung Einwendungen zu erheben. 

In der Publikation informiert die Fondsleitung die Anleger 

darüber, auf welche Fondsvertragsänderungen sich die Prü-

fung und die Feststellung der Gesetzeskonformität durch die 

FINMA erstrecken. Bei einer Änderung des Fondsvertrags 

können die Anleger überdies unter Beachtung der vertragli-

chen Frist die Auszahlung ihrer Anteile in bar verlangen. Vor-

behalten bleiben die Fälle gemäss § 23 Ziff. 2, welche mit 

der Zustimmung der Aufsichtsbehörde von den Bestimmun-

gen betreffend Publikationspflichten ausgenommen sind. 

 

XI. Anwendbares Recht und Gerichtsstand 
 

§ 28 Anwendbares Recht und Gerichtsstand 

1. Der Immobilienfonds untersteht schweizerischem Recht, 

insbesondere dem Bundesgesetz über die kollektiven Ka-

pitalanlagen vom 23. Juni 2006, der Verordnung über die 

kollektiven Kapitalanlagen vom 22. November 2006, der 

Verordnung der FINMA über die kollektiven Kapitalanla-

gen vom 21. Dezember 2006 sowie der Verordnung der 

FINMA über die kollektiven Kapitalanlagen vom 27. Au-

gust 2014. 

Der Gerichtsstand ist der Sitz der Fondsleitung. 

2. Für die Auslegung des Fondsvertrags ist die französische 

Fassung massgebend. 

3. Der vorliegende Fondsvertrag tritt am 9. März 2026 in 

Kraft. Der vorliegende Fondsvertrag ersetzt den Fondsver-

trag vom 6. September 2024. 

4. Bei der Genehmigung des Fondsvertrags prüft die 

FINMA ausschliesslich die Bestimmungen nach Art. 35a 

Abs. 1 Bst. a–g KKV und stellt deren Gesetzeskonformi-

tät fest. 

 

 

 

 

Die Fondsleitung 

JSS Real Estate Management AG, Genf 

 

 

 

Die Depotbank 

Bank J. Safra Sarasin AG, Basel 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 


